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Abhandlungen 

Klausuren scheitern vielfach nicht am fehlenden Wissen, sondern an 
gravierenden methodischen Mängeln. Beispielsweise werden einfache 
Aufbauregeln missachtet, so dass die Gedankenführung ungeordnet 
ist. Solche Fehlgriffe lassen sich jedoch relativ leicht vermeiden. Die 
Lehrbücher zum allgemeinen Verwaltungsrecht und insbesondere 
zum Polizei- und Ordnungsrecht enthalten Aufbauschemata zumin-
dest für die gängigen Fallkonstellationen (s. z.B. Haurand, Allge-
meines Polizei- und Ordnungsrecht Nordrhein-Westfalen, 6. Aufl. 
2014, S. 185 ff.). Mit Schemata allein lässt sich eine Klausuraufgabe 
allerdings nicht bewältigen. Die Zahl möglicher methodischer Fehler 
ist (zu) groß. Der nachstehende Text beruht auf dem Grundsatz, dass 
man Fehler zunächst einmal erkennen muss, um sie erfolgreich zu 
vermeiden. Dargestellt werden daher die wesentlichen methodischen 
Fehler, die in juristischen Fallbearbeitungen begangen werden. Die 
eingestreuten Beispiele (überwiegend aus Klausuren) sollen nicht nur 
typische Mängel verdeutlichen, sondern auch zeigen, wie man es – 
auch in sprachlicher Hinsicht – besser macht.
Einzelheiten mögen zwischen Dozenten des Faches „Methodik“ um-
stritten sein, im Wesentlichen dürften sich die „Fachleute“ jedoch 
einig sein, was in dieser Hinsicht richtig und was falsch ist. 

A. Allgemeines

I. Planloses Arbeiten 

Es ist einer der häufigsten Fehler in praktischen Fallbearbeitungen! 
Insbesondere unscharfe Subsumtionsansätze – fehlender oder unkla-
rer Obersatz – gehören zu dieser Fehlergruppe.
Der Klausurverfasser muss sich zwingen, stets nach einem recht-
lichen „Obersatz“zu suchen, sei es eine Befugnisnorm oder eine 
Anspruchsgrundlage. Es ist verfehlt, gewissermaßen zur „Aufwär-
mung“ eine Art Vorprüfung vorzunehmen. Probleme müssen an der 
Stelle erörtert und gelöst werden, an der sie auftauchen. Vor allem 
„grundsätzliche Vorbemerkungen“ sollten unterbleiben. Sie enthalten 
vielfach nur allgemeine Aussagen ohne den notwendigen konkreten 
Bezug zur Aufgabe.

Beispiele:

1 . Zu prüfen war ein Antrag auf gerichtliche Anordnung der Er-
satzzwangshaft gegenüber einem als Schachlehrer tätigen Stu-
denten (S), der jetzt einen Gebrauchtwagenhandel eröffnen will. 
Die Behörde hatte S zuvor durch eine Ordnungsverfügung mit 
Zwangsgeldandrohung aufgefordert, sein Gewerbe als Schachleh-
rer abzumelden (s. § 14 Abs. 1 Satz 1 und 2 Nr. 3 GewO). Die Vo-
raussetzungen der Ersatzzwangshaft ergeben sich aus § 61 VwVG 
NRW (bzw. entsprechenden landesrechtlichen Vorschriften). 
Folglich war mit der Prüfung der Voraussetzungen dieser Norm 
zu beginnen. Die meisten Verfasser leiteten ihre Bearbeitungen 

stattdessen mit umständlichen Ausführungen darüber ein, ob der 
Betroffene ein Gewerbe ausgeübt habe. Auf den Lösungsansatz, 
dass eine Abmeldung von Amts wegen möglich ist (§ 14 Abs. 1 
Satz 3 GewO) und eine Vollstreckungsmaßnahme deshalb unver-
hältnismäßig sein kann (s. VGH Mannheim, Beschl. v. 28. 4. 2016 
– 6 S 29/16) kamen demgegenüber nur wenige. 

2 . In Polizeirechtsklausuren wird zuweilen vor oder im Rahmen der 
Prüfung der Zuständigkeit erörtert , ob, eine konkrete oder sogar 
qualifizierte (z.B. gegenwärtige) Gefahr vorliegt. Das ist zum einen 
überflüssig und wirkt zum anderen besonders befremdlich, wenn 
die einschlägige Eingriffsnorm überhaupt keine konkrete Gefahr 
voraussetzt (z.B. § 12 Abs. 1 Nr. 2a PolG NRW: Identitätsfeststel-
lung an sog. verrufenen Orten). 

3 . Wenn es um die Aufhebung eines Verwaltungsaktes (§§ 48 ff. 
VwVfG) geht, lassen Klausurbearbeiter vielfach die exakte Er-
mächtigungsgrundlage einstweilen offen und prüfen vorab die 
Rechtmäßigkeit/Rechtswidrigkeit des aufzuhebenden oder aufge-
hobenen Verwaltungsaktes. Folge ist vielfach eine „Mischermächti-
gung“, die Elemente des § 48 mit denen des § 49 VwVfG verbindet. 

II. Das Aufbauschema: Vorteile, aber auch Risiken und Neben-
wirkungen

Im Laufe einer Lehrveranstaltung taucht früher oder später die Bitte 
auf, ein Prüfschema zu verteilen. Der Wunsch nach einer solchen Ar-
beitshilfe ist nicht unberechtigt. Ein passendes (!) Schema trägt dazu 
bei, die Lösung systematisch aufzubauen. Wer das Schema „im Kopf 
hat“, weiß zudem, welche Gesichtspunkte formeller und materieller 
Natur bei der Lösung eines Falles zu beachten sind. 
Zu warnen ist jedoch davor, zu viel Zeit auf das f lächendeckende 
Abarbeiten eines solchen Schemas zu vergeuden. Wer diesen Rat 
nicht beherzigt, muss damit rechnen, dass die (Kern-) Probleme 
des Falles vernachlässigt werden (müssen) und die Klausur mangels 
Schwerpunktsetzung in eine Schieflage gerät. Klausurverfasser, die 
auf die „Breite“ setzen, geraten zudem leicht in Zeitnot. 

Beispiel 4: Bei einem in einer Klausur auftretenden Antragsteller 
handelte es sich um einen 43-jährigen, offensichtlich geistig nor-
malen Handwerker. Dennoch wurde die Beteiligungs– und Hand-
lungsfähigkeit des Antragstellers anhand der §§ 11 u. 12 VwVfG 
einer ausführlichen Prüfung unterzogen. 

III. Die „Tatbestandsquetsche“ und „Was wäre wenn …“-Antworten

Bei der Tatbestandsquetsche biegt der Klausurbearbeiter den Sach-
verhalt so um, dass er er ein bestimmtes Rechtsproblem anbringen 
oder umgehen kann. Damit wird nicht der „echte“ Fall, sondern eine 
mehr oder weniger stark abweichende Variante geprüft. Bei einigen 
Klausuren im Fachbereich Polizeivollzugsdienst hat sich dem Verfas-
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Das Leben an sich ist gefährlich, man kann zu jeder beliebigen Zeit 
an jedem beliebigen Ort zu Schaden kommen. Das gilt natürlich 
auch für Beamte. Gegebenenfalls stellt sich die Frage, ob es sich um 
einen Dienstunfall handelt, der versorgungsrechtlich günstiger ist 
als ein Schadensfall, in dem sich nur ein allgemeines Lebensrisiko 
außerhalb des Dienstes verwirklicht hat. Maßgebend sind insoweit 
die Begriffsbestimmungen in den einschlägigen Versorgungsgeset-
zen (s. z. B. § 31 Beamtenversorgungsgesetz – BeamtVG –, § 36 
Landesbeamtenversorgungsgesetz NRW). Es muss sich danach um 
ein „auf äußerer Einwirkung beruhendes, plötzliches, örtlich und 
zeitlich bestimmbares, einen Körperschaden verursachendes Ereig-
nis handeln, das in Ausübung oder infolge des Dienstes eingetreten 
ist“. Zum Dienst gehören nicht nur Dienstreisen, sondern auch das 
„Zurücklegen des mit dem Dienst zusammenhängenden Weges zur 
und von der Dienststelle“. 

Dienstunfälle sind danach nicht ortsgebunden, müssen sich also 
insbesondere nicht einem Dienstzimmer oder Dienstfahrzeug 
ereignen. Entscheidend ist allein, ob der Unfall sich während der 
Dienstzeit ereignet hat, unabhängig davon, ob die Tätigkeit selbst, 
die zu dem Unfall geführt hat, dienstlich geprägt ist.
Dienstunfälle können folglich prinzipiell überall passieren, auch an 
sog. stillen Örtchen (Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 17. 11. 
2016 – 2 C 17/16). Nicht nur auf dem Weg dahin, sondern auch im 
Toilettenraum selbst darf sich ein Beamter – anders als ein gesetzlich 
unfallversicherter Arbeitnehmer (s. z. B. Bayerisches Landessozialge-
richt, Urteil vom 6. 5. 2003 – L 3 U 32 3/01) – also sicher fühlen. Das 
gilt auch dann, wenn man – wie im Fall des Bundesverwaltungsge-
richts – etwas zerstreut ist und mit dem Kopf gegen ein geöffnetes 
Fenster stößt. Ein Beamter ist eben kein „Dienstausübungsautomat, 
sondern er bleibt auch im Dienst und bei der Ausübung des Dienstes 
ein Mensch mit seinen persönlichen Bedürfnissen, Gedanken und 
Empfindungen“ (so das Bundesverwaltungsgericht im vorstehend 
zitierten Urteil). Der Deutsche Beamtenbund hätte diese einfühl-
same Erkenntnis nicht besser formulieren können. 
 
Klassenfahrten, auf denen Lehrer zu Schaden kommen, haben die 
Gerichte mehrfach beschäftigt. Dabei dürfen Pädagogen sich auch 
mal menschlich geben, wie der Fall zeigt, über den das Verwal-
tungsgericht Stuttgart entschieden hat (Urteil vom 13. 1. 2014 – 1 K 

173/13). Eine Studienrätin hatte an einer Klassenfahrt nach Mün-
chen teilgenommen. Als ein Programmpunkt der Klassenfahrt war 
der Besuch eines Frühlingsfestes und dort eines Bierzeltes vorge-
sehen. Dort lieferte die Pädagogin eine Tanzeinlage auf einer Fest-
zeltbank. Um 22 Uhr – so die sachliche Feststellung des Verwal-
tungsgerichts Stuttgart – kippte die Bank, auf der die Lehrerin und 
zwei Schülerinnen standen, um. Dieser Sturz wurde als Dienst unfall 
eingestuft. Auch der Tanz auf der Bank habe einen engen natürli-
chen Zusammenhang mit der Dienstaufgabe der Lehrerin. Es sei 
üblich und sozialadäquat, dass Besucher eines Bierzelts auf Tischen 
und Bänken tanzten.

Es gibt aber Rückschläge an der Dienstunfallfront. Ein Finanzbe-
amter, der geltend machte, er sei durch Tonstaub aus Laserdruckern 
an einer „Kontaktdermatitis“ erkrankt, klagte erfolglos auf Aner-
kennung dieser Erkrankung als Dienstunfall. Eine besondere Ge-
fährdung, die für die dienstliche Verrichtung an einem mit einem 
Laser-Drucker ausgestatteten Büroarbeitsplatz typisch sei, lag nach 
Ansicht des Oberverwaltungsgerichts Münster nicht vor (Beschluss 
vom 8. 7. 2016 – 3 A 964/15, ZBR 2017, S. 57, 58). 

Versöhnlich stimmt demgegenüber eine Entscheidung des Verwal-
tungsgerichts München (Urteil vom 10. 7. 2014 – M 12 K 14.1393). 
Eine Polizeihauptmeisterin war bei einer dienstlich veranlassten 
Weihnachtsfeier auf überraschende Weise zu Schaden gekommen. 
In ihrem Essen (Hirschfleisch!) befand sich eine Schrotkugel. Beim 
Draufbeißen beschädigte die Beamtin sich drei Zähne ihres an-
sonsten intakten Gebisses. Das Gericht hat einfühlsam dargelegt, 
dass Weihnachtsfeiern der Förderung des Gemeinschaftsgedankens, 
des Zusammengehörigkeitsgefühls, der Kommunikation und der 
Verbundenheit der Betriebsangehörigen, also dienstlichen Zwecken 
dienten. In der Einladung zur Weihnachtsfeier sei zudem als Pro-
grammpunkt „Abendessen“ aufgeführt gewesen. 

Der auf den Gesetzentwurf eines Lohngerechtigkeitsgesetzes ge-
münzte Vorwurf des Deutschen Beamtenbundes („zahnloser Tiger“; 
s. Stellungnahme vom 11. 11. 2016) passt jedenfalls nicht für das 
Beamtenversorgungsrecht.
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